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Vorblatt 


Gesetz zur Änderung des Durchführungsgesetzes 
EWG-Richtlinie Frisches Fleisch 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Die Richtlinie des Rates zur Regelung gesundheitlicher Fragen 
beim innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit frischem 
Fleisch ist im Interesse der fortschreitenden Liberalisierung des 
Fleischhandels durch eine weitere Richtlinie geändert worden. 

Außerdem soll deutschen Wirtschaftskreisen die Möglichkeit 
eröffnet werden, auch Nebenprodukte der Schlachtung unter 
bestimmten Voraussetzungen ausnahmsweise einführen zu 
dürfen. 


B. Lösung 

Angleichung einzelner Vorschriften des Durchführungsgesetzes 
EWG-Richtlinie Frisches Fleisch. Ergänzung der Vorschrift des 
Fleischbeschaugesetzes, die zur Erteilung von Ausnahmen bei 
der Einfuhr von Fleisch ermächtigt. 


C. Alternativen 

Keine Alternativen. 


D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch das Gesetz nicht 
mit Kosten belastet. 
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Bundesrepublik Deutschland 
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Bonn, den 24. Juni 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Durchführungsgesetzes 
EWG-Richtlinie Frisches Fleisch 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit. 

Der Bundesrat hat in seiner 351. Sitzung am 17. April 1970 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie aus Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 
Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Durchführungsgesetzes 
EWG-Richtlinie Frisches Reisch 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Durchführungsgesetz EWG-Richtlinie Frisches 
Fleisch vom 28. Juni 1965 (Bundesgesetzbl. 1. S. 547), 
zuletzt geändert durch das Einführungsgesetz zum 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten vom 24. Mai 
1968 (Bundesgesetzbl. I S. 503), wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 2 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Amtlicher Tierarzt im Sinne dieses Ge- 
setzes ist ein von der zuständigen Behörde be- 
auftragter Tierarzt; beauftragt werden dürfen 
nur beamtete Tierärzte oder Tierärzte, denen 
die Ausübung der Schlachttier- und Fleischbe- 
schau nach dem Fleischbeschaugesetz übertragen 
ist." 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Frisches Fleisch darf in einen anderen 

Mitgliedstaat nur versandt werden, wenn es 

1. in einem nach § 4 zugelassenen und nach 
§ 5 überwachten Schlachtbetrieb gewon- 
nen worden ist; 

2. von einem Schlachttier stammt, für das 
die Schlachterlaubnis aufgrund einer 
Schlachttieruntersuchung nach Abschnitt 4 
der Anlage durch einen amtlichen Tierarzt 
erteilt worden ist; 

3. nach den Vorschriften der Abschnitte 3 
und 5 der Anlage gewonnen und behan- 
delt worden ist; 

4. einer Fleischuntersuchung nach Ab- 
schnitt 6 der Anlage durch einen amt- 
lichen Tierarzt unterzogen und nach Ab- 
schnitt 7 der Anlage beurteilt und als 
tauglich zum Genuß für Menschen be- 
funden worden ist; 

5. bei einer weitergehenden Zerlegung des 
Tierkörpers als in Viertel oder bei einer 
Herauslösung der Knochen 

a) in einem nach § 4 zugelassenen und 
nach § 5 überwachten Zerlegungsbe- 
trieb zerlegt, 

b) nach den Vorschriften der Abschnitte 3 
und 8 der Anlage zerlegt und behan- 
delt, 


c) nach den Vorschriften des Abschnittes 9 
der Anlage einer Untersuchung durch 
einen amtlichen Tierarzt unterzogen 
und 

d) nach den Vorschriften des Abschnit- 
tes 11 der Anlage verpackt 

worden ist; 

6. nach Abschnitt 10 der Anlage gekenn- 
zeichnet ist; 

7. mit einer Genußtauglichkeitsbescheini- 
gung nach Abschnitt 12 der Anlage ver- 
sehen ist; 

8. nach Abschnitt 13 der Anlage in nach 
§ 4 zugelassenen und nach § 5 überwach- 
ten Schlachtbetrieben, Zerlegungsbetrie- 
ben oder außerhalb von Schlachtbetrieben 
und Zerlegungsbetrieben gelegenen Kühl- 
häusern in hygienisch einwandfreier 
Weise gelagert worden ist; 

9. so verladen und befördert wird, daß die 
Einhaltung der Vorschriften des Ab- 
schnittes 14 der Anlage gewährleistet ist." 

b) Anstelle des Absatzes 3 werden folgende Ab- 
sätze 3 und 4 angefügt: 

„(3) Bei einer weitergehenden Zerlegung 
des Tierkörpers als in Viertel oder bei einer 
Herauslösung der Knochen nach Absatz 1 
Nr. 5 darf auch frisches Fleisch verwendet 
werden, das nach §§ 10 und 11 aus einem 
anderen Mitgliedstaat in den Geltungsbereich 
dieses Gesetzes verbracht worden ist. 

(4) Sofern es die Vorschriften des Bestim- 
mungslandes zulassen, gelten die Absätze 1 
bis 3 nicht für frisches Fleisch, das nicht zum 
Genuß für Menschen bestimmt ist." 

3. In § 4 Abs. 2 werden die Worte „Abschnittes 10" 
durch die Worte „Abschnittes 13" und die Worte 
„Vorschriften des Abschnittes 3" durch die 
Worte „sonstigen Vorschriften" ersetzt. 

4. In § 5 Abs. 1 werden die Worte „der Ab- 
schnitte 1 bis 3, 5 und 10" gestrichen und die 
Worte „Abschnittes 11" ersetzt durch die Worte 
„Abschnittes 14". 

5. In § 7 Abs. 1 werden nach dem Wort „Fleisch- 
untersuchung" die Worte „nach § 3 Abs. 1 Nr. 4 
und bei der Untersuchung nach § 3 Abs. 1 Nr. 5 
Buchstabe c" eingefügt. 
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6. § 10 erhält folgende Fassung: | 

I 

„§ 10 ! 

I 

(1) Frisches Fleisch darf aus einem anderen 1 

Mitgliedstaat in den Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes nur verbracht werden als 

1. Tierkörper, Tierkörperhälften oder Tier- 
körperviertel; Nebenprodukte der Schlach- 
tung dürfen mit Tierkörpern, Tierkörperhälf- 
ten und Tierkörpervierteln in natürlichem 
Zusammenhang stehen; Nieren, Nierenfett 
und Flomen dürfen fehlen; 

2. Teile des Tierkörpers von Rindern, Schweinen, 
Schafen und Ziegen, sofern die Stücke min- 
destens 3 kg wiegen; die Gewichtsgrenze gilt 
nicht für ganze Filets von Rindern und ganze 
Schultern mit Knochen von Schweinen; 

3. Herzen, Lungen, Lebern, Milzen und Nieren 
von Rindern, Schweinen und Schafen; 

4. Zungen und Schwänze von Rindern und 

5. Geschlinge (Zunge, Schlund, Luftröhre, Lunge, 
Herz und Leber sowie die zugehörigen 


Lymphknoten in natürlichem Zusammenhang), 
Spitzbeine (im Karpal- oder Tarsalgelenk 
ausgelöste Gliedmaßenenden) und Köpfe von 
Schweinen.“ 

Artikel 2 

In § 12 f Abs. 2 des Fleischbeschaugesetzes in 
der Fassung vom 29. Oktober 1940 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1463), zuletzt geändert durch das Gesetz zur 
Änderung des Fleischbeschaugesetzes vom 15. Sep- 
tember 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1627), werden 
nach den Worten „von § 12 a Abs. 1“ die Worte 
„und § 12 b Abs. 1“ eingefügt. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) »auch im Land Berlin. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 1970 in Kraft. 
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Begründung 


Allgemeiner Teil 

Die Richtlinie des Rates vom 26. Juni 1964 zur Rege- 
lung gesundheitlicher Fragen beim innergemein- 
schaftlichen Handelsverkehr mit frischem Fleisch 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 121 
vom 29. Juli 1964, S. 2012/64) ist durch die Richt- 
linie des Rates vom 25. Oktober 1966 (Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften Nr. 192 vom 
27. Oktober 1966, S. 3302/66) erstmals geändert wor- 
den. Eine weitere Richtlinie des Rates vom 6. Ok- 
tober 1969 (Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. L 259 vom 11. Oktober 1969, S. 5) än- 
dert die Grundrichtlinie wiederum und zwingt zu 
einer Angleichung einzelner Vorschriften des Durch- 
führungsgesetzes EWG-Richtlinie Frisches Fleisch. 

Bisher beschränkte sich diese Gemeinschaftsregelung 
auf Vorschriften über den Handelsverkehr mit gan- 
zen Tierkörpern, Tierkörperhälften und Tierkörper- 
vierteln sowie mit einigen bestimmten größeren 
Teilstücken des Tierkörpers. Die zunehmende Libe- 
ralisierung des Fleischhandels erfordert es nunmehr, 
auch den Handel mit weitergehend zerlegtem und 
ausgebeintem Fleisch zu ermöglichen. Im Interesse 
des Schutzes der Gesundheit des Verbrauchers kann 
dieser Handelsverkehr jedoch nur gestattet werden, 
wenn durch einschlägige Rechtsvorschriften sicher- 
gestellt wird, daß die Zerlegung der Tierkörper un- 
ter Bedingungen durchgeführt wird, die eine Konta- 
minierung des Fleisches mit gesundheitsschädigen- 
den Keimen, eine Verschmutzung oder eine ander- 
weitige nachteilige Beeinflussung des Fleisches so- 
weit als möglich verhindern. Die Änderungsricht- 
linie vom 6. Oktober 1969 schafft hierfür die not- 
wendigen Voraussetzungen, indem sehr eingehende 
Mindestanforderungen an die Einrichtung von Zer- 
legungsbetrieben gestellt und strenge Bestimmun- 
gen festgesetzt werden, in welcher Weise die Zer- 
legung, Verpackung und Kennzeichnung solchen 
Fleisches vorzunehmen sowie die Überwachung der 
Betriebe durchzuführen ist. 

Aufgrund der neuen Vorschrift des Artikels 3 Abs. 1 
Abschnitt B Buchstabe b der Richtlinie darf für den 
innergemeinschaftlichen Handel vorerst nur Fleisch 
zerlegt werden, das entweder im Versandland oder 
in einem anderen Mitgliedstaat unter den Bedingun- 
gen der Richtlinie erschlachtet worden ist. Fleisch, 
das aus Drittländern in die Gemeinschaft eingeführt 
worden ist, wird hierfür erst dann verwendet wer- 
den können, nachdem die in Vorbereitung befind- 
liche Richtlinie zur Regelung viehseuchenrechtlicher 
und gesundheitlicher Fragen bei der Einfuhr von 
Rindern und Schweinen und von frischem Fleisch 
aus Drittländern vom Rat angenommen und in den 
Mitgliedstaaten zur Anwendung gekommen ist. In 
einem Vermerk zu dem Protokoll über die Rats- 
tagung, auf der die Anderungsrichtlinie verabschie- 


det wurde, ist die vorgenannte Vorschrift eindeutig 
in diesem Sinne interpretiert worden. 

In Weiterentwicklung der Richtlinie vom 26. Juni 
1964 wurden durch die Änderungsrichtlinie vom 
6. Oktober 1969 aufgrund der inzwischen gewonne- 
nen Erfahrungen außerdem noch einige Richtlinien- 
vorschriften geändert oder ergänzt. 

Einige dieser Vorschriften brauchen nicht in deut- 
sches Recht übernommen zu werden, da sie bereits 
in den deutschen fleischbeschaurechtlichen Vor- 
schriften im Sinne der Richtlinie geregelt sind. Die 
erstmalig in einer EWG-Richtlinie enthaltene Vor- 
schrift über das Tätigwerden des durch den Be- 
schluß des Rates vom 15. Oktober 1968 (Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 255 vom 
18. Oktober 1968, S. 23) eingesetzten Ständigen 
Veterinärausschusses betreffen die nationalen Ge- 
setzgebungsvorhaben nicht. Soweit die Vorschrif- 
ten der Richtlinie eine Änderung der Anlage zum 
FrFlG erfordern, ist nach § 14 Abs. 1 FrFlG der zu- 
ständige Bundesminister ermächtigt, diese Anlage 
durch Rechtsverordnung, die der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, zu ändern. 

Nach Artikel 19 der Änderungsrichtlinie haben die 
Mitgliedstaaten bis zum 1. Oktober 1970 die erfor- 
derlichen Maßnahmen zu treffen, um der Richtlinie 
nachzukommen. 

* 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch dieses 
Gesetz nicht mit Kosten belastet. 


Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 
Zu Nummer 1 (§ 2 Abs. 2) 

In Artikel 2 Buchstabe d der Richtlinie wird der 
„amtliche Tierarzt" als ein von der zuständigen Zen- 
tralbehörde des Mitgliedstaates bezeichneter Tierarzt 
definiert. Infolge der Neuregelung der Rechtsstellung 
der Beschauer in § 4 des Fleischbeschaugesetzes, 
durch das Gesetz zur Änderung des Durchführungs- 
gesetzes EWG-Richtlinie Frisches Fleisch und des 
Fleischbeschaugesetzes vom 18. April 1968 (BGBl. I 
S. 305) werden Fleischbeschautierärzte nicht mehr 
bestellt, da sie in jedem Falle als Bedienstete der 
zuständigen Behörde tätig werden. Die Vorschrift 
des § 2 Abs. 2 ist daher entsprechend der neuen 
Rechtslage zu ändern. 

Zu Nummer 2 Buchstabe a(§ 3 Abs. 1) 

Die Einführung in § 3 Abs. 1 Nr. 1 dient in Anleh- 
nung an Artikel 3 Abs. 1 Buchstabe a der Richtlinie 
der Verdeutlichung, daß zugeiassene Schlachtbe- 
triebe auch überwacht werden müssen. 
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Die Umstellung in § 3 Abs. 1 Nr. 2 ist erforderlich, 
um der logischen Neugliederung der Anlage 1 zur 
Richtlinie zu folgen. Im übrigen entspricht die Fas- 
sung den neuen Vorschriften des Artikels 3 Abs. 1 
Abschnitt B Buchstaben a, b, d und e der Richtlinie. 

Die Änderung der Numerierung in § 3 Abs. 1 Nr. 3 
bis 5 ist die Folge der Umstellung der Vorschrift be- 
treffend Zerlegungsbetriebe von Nummer 2 auf 
Nummer 5. 

Wegen der Neugliederung der Anlage müssen die 
Hinweise in den Nummern 6 bis 9 auf die entspre- 
chenden Abschnitte geändert werden. Die Einfügung 
in Nummer 8 dient wie in Nummer 1 in Anlehnung 
an die entsprechende Vorschrift der Richtlinie der 
Verdeutlichung. 

Zu Nummer 2 Buchstabe b (§ 3 Abs. 3 und 4) 

Der neue Absatz 3 entspricht der Vorschrift des 
Artikels 3 Abs. 1 Abschnitt B Buchstabe b zweiter 
Gedankenstrich der Richtlinie. Da nach Artikel 6 
Abs. 1 Abschnitt A Buchstabe b der Richtlinie die 
Bestimmungen für den Handelsverkehr mit Neben- 
produkten der Schlachtung, die vom Tierkörper ab- 
getrennt sind, bis zum Inkrafttreten einer entspre- 
chenden Gemeinschaftsregelung grundsätzlich der 
nationalen Gesetzgebung Vorbehalten bleiben, muß 
sich die Vorschrift auf das Fleisch von Tierkörpern, 
definiert in § 2 Abs. 1 Nr. 7, beschränken. Vgl. die 
Ausführungen hierzu im Allgemeinen Teil der Be- 
gründung. 

Die Umstellung des bisherigen Absatzes 3 auf Ab- 
satz 4 ergibt sich aus der Einfügung eines neuen 
Absatzes 3. Die Einfügung war erforderlich aufgrund 
des neuen Absatzes 2 erster Satz im Artikel 3 der 
Richtlinie. 

Zu Nummer 3 (§ 4 Abs. 2) 

Die Hinweise auf die entsprechenden Abschnitte 
müssen wegen der Neugliederung der Anlage ge- 
ändert werden. Die weitere Änderung ergibt sich 
aus der Neufassung des Artikels 4 Abs. 1 Satz 1 
letzter Satzteil der Richtlinie. 

Zu Nummer 4 (§ 5 Abs. 1 ) 

Die Änderung in § 5 Abs. 1 Satz 1 entspricht der 
Vorschrift des neuen Artikels 4 Abs. 1 Satz 2 erster 
Satzteil der Richtlinie. Die Abschnitts-Nummern sind 
wegen der Neugliederung der Anlage zu ändern. 

Zu Nummer 5 (§ 7 Abs. 1) 

In § 7 Abs. 1 muß wie in dem neuen Absatz 3 Unter- 
absatz 1 des Artikels 3 der Richtlinie der Tatsache 
Rechnung getragen werden, daß nunmehr auch zer- 
legtes Fleisch zu untersuchen ist. 


Zu Nummer 6 (§ 10) 

Da aufgrund der geänderten Richtlinie, die bisher 
in der deutschen Gesetzgebung vorbehaltene Be- 
schränkung des Handels mit frischem Fleisch aus 
der Gemeinschaft in die Bundesrepublik Deutsch- 
land auf ganze Tierkörper, Tierkörperhälften, Tier- 
körperviertel sowie einige bestimmte größere Teile 
vom Tierkörper nicht mehr aufrechterhalten werden 
kann, muß § 10 entsprechend der neuen Vorschrift 
des Artikels 6 Abs. 1 der Richtlinie neu gefaßt wer- 
den. Dabei ist von den Grundsatzvorschriften des 
§ 12 a Abs. 1 und des § 12 b Abs. 1 des Fleischbe- 
schaugesetzes auszugehen und für die durch die 
Änderungsrichtlinie neu geschaffene Möglichkeit für 
den Handel mit Teilstücken eine Ausnahmerege- 
lung ZU schaffen. Eines besonderen Verbotes für das 
Verbringen von Hackfleisch und ähnlich zerkleiner- 
tem Fleisch in die Bundesrepublik Deutschland be- 
darf es nicht, da es keinem Zweifel unterliegen 
kann, daß derartig zerkleinertes Fleisch der Aus- 
nahmeregelung des Artikels 6 Abs. 1 Abschnitt A 
Buchstabe a der Richtlinie für Fleischstücke mit 
einem Gewicht unter 3 Kilogramm unterliegt. Die 
ausdrückliche Erwähnung dieses zerkleinerten Flei- 
sches in der genannten Richtlinien-Vorschrift ist dar- 
auf zurückzuführen, daß bei der Formulierung des 
Textes in der Arbeitsgruppe der EG-Kommission die 
Befürchtung geäußert wurde, von Wirtschaftskrei- 
sen könnte möglicherweise die Meinung vertreten 
werden, daß z. B. gefrorenes Hackfleisch, das in 
Blöcken mit einem Gewicht von mehr als 3 Kilo- 
gramm versandt wird, nicht der nationalen Gesetz- 
gebung unterworfen werden könne. Nach deutscher 
Auffassung ist eine derartige Auslegung jedoch nicht 
möglich. 

Rinderfilets und gelegentlich auch Schweineschul- 
tern können weniger als 3 Kilogramm wiegen. Den- 
noch soll auch in diesen Fällen ihr Handel in der 
Gemeinschaft nicht unterbunden werden, sofern das 
anatomische Gefüge erhalten bleibt. 

Zu Artikel 2 

§ 12 f Abs. 2 des Fleischbeschaugesetzes (FIBG) er- 
mächtigt, unter bestimmten Voraussetzungen ledig- 
lich von § 12 a Abs. 1, nicht jedoch von § 12 b Abs. 1 
FIBG Ausnahmen zuzulassen. Aus diesem Grunde 
können Nebenprodukte der Schlachtung einschließ- 
lich der inneren Organe im Rahmen der Durchfüh- 
rung des § 12 f Abs. 2 FIBG nicht in die Bundes- 
republik Deutschland eingeführt werden. Deutschen 
Wirtschaftskreisen ist jedoch an solchen Einfuhren 
gelegen. Gesundheitliche Bedenken bestehen nicht. 
In hygienischer Hinsicht bietet diese Einfuhrmög- 
lichkeit den Vorteil, daß bei der Einfuhruntersu- 
chung (Auslandsfleischbeschau) auf das Auftauen 
und Wiedereinfrieren der gesamten Sendung ver- 
zichtet werden kann. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu den Eingangsworten 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen:“ 

Begründung 

Die Zustimmungsbedürftigkeit ist gegeben, weil ein 
zustimmungsbedürftiges Gesetz förmlich geändert 
und außerdem eine Verfahrensregelung für die Län- 
der getroffen wird (Artikel 1 Nr. 1 § 2 Abs. 2 zweiter 
Halbsatz). 


2. Entschließung 

Der Bundesrat war, da ihm die beabsichtigte Ver- 
ordnung zur Änderung der Anlage des Durchfüh- 
rungsgesetzes EWG-Richtlinie Frisches Fleisch noch 
nicht vorlag, der Gesetzentwurf aber auf die An- 
lage in einer geänderten Fassung verweist, nicht in 
der Lage, zu dem Entwurf in vollem Umfang Stellung 
zu nehmen; dies gilt insbesondere auch hinsichtlich 
der Auswirkungen der Änderungen auf die Buß- 
geldvorschrift des § 18 des Gesetzes. Der Bundesrat 
behält sich daher insoweit die abschließende Stel- 
lungnahme für den zweiten Durchgang vor. 
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Anlage 3 


Gegenäufierung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. 

Der Auffassung des Bundesrates wird nicht zuge- 
stimmt. 

Die Bundesregierung hält das Gesetz nicht für zu- 
stimmungsbedürftig. Die Bundesregierung vertritt 
in ständiger Praxis die Auffassung, daß die Ände- 
rung eines Zustimmungsgesetzes nur dann der Zu- 
stimmung des Bundesrates bedarf, wenn durch das 
Änderungsgesetz Vorschriften geändert werden, die 
die Zustimmungsbedürftigkeit des ursprünglichen 
Gesetzes begründet haben. Diese Voraussetzungen 
liegen hier nicht vor, weil sich nach Ansicht der 
Bundesregierung die in Artikel 1 Nr. 1 (§ 2 Abs. 2 
zweiter Halbsatz) des Gesetzentwurfs vorgesehene 
Änderung der bisherigen Regelung nicht auf eine 
Verfahrens regelung im Sinne des Artikels 84 GG be- 
zieht. 


Zu 2. 

Von der Entschließung des Bundesrates ist Kenntnis 
genommen worden. 
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